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			2000. Rundgang der „Madres“

			Bonafini greift erneut Macri-Regierung an
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			Hebe de Bonafini an der Spitze des traditionellen Rundgangs. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Ein großes Jubiläum in stürmischen Zeiten: Als sich die „Mütter der Plaza de Mayo“ („Madres“) vor wenigen Tagen zu ihrer 2000. Runde vor dem Präsidentenpalast seit 1977 aufmachten, war es nicht nur die runde Zahl, die die zahlreichen Teilnehmer motivierte. Auch die eine Woche zuvor vereitelte Festnahme der „Madres“-Vorsitzenden Hebe de Bonafini sowie deren unversöhnliche Haltung gegenüber der Nationalregierung sorgten dafür, dass über der „Plaza de Mayo“ eine spannungsgeladene Atmosphäre herrschte.

			Für weiteren Zündstoffe sorgte die Rhetorik Hebe de Bonafinis: „Unsere Rundgänge finden wieder statt, weil seit acht Monaten wieder der Feind in der Casa Rosada sitzt“, rief die „Madres“-Vorsitzende, die auf diese Weise die Regierung von Mauricio Macri mit der Militärjunta gleichsetzte.

			Bonafini, die sich vor der traditionellen Runde der „Madres“ mit Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner getroffen hatte, animierte die Menge zur Teilnahme an den landesweiten Protestmärschen, die für den 26. und 27. August geplant sind. Das Motto lieferte die 87-Jährige gleich mit: „Für das Recht auf Arbeit. Widerstand leisten ohne Unterlass. Cristina an die Macht.“ 

			Bonafini machte deutlich, dass sie den Kirchner-Regierungen hinterher trauert: „Wir alle wünschen, dass wir ein Vaterland hätten, wie Néstor und Cristina es uns gegeben haben.“

			Macri hatte einen Tag vor dem Jubiläum der „Madres“ noch einmal zusätzlich für Ärger gesorgt, als er erklärte, die genaue Opferzahl der Militärjunta erscheine ihm als nicht wichtig. Der Staatschef bezeichnete in diesem Zusammenhang die Diktatur als „schmutzigen Krieg“. Bonafini charakterisierte er dabei als eine Frau, die innerlich aus dem Gleichgewicht geraten sei.

			Studenten der „Madres“-Universität veranstalteten bei der Kundgebung einen symbolischen Schnellprozess gegen Präsident Macri, Vizepräsidentin Gabriela Michetti sowie die Minister Alfonso Prat-Gay (Finanzen), Germán Garavano (Justiz) und Jorge Lemus (Gesundheit). Per Handzeichen erklärte die Menge die Genannten für schuldig an Sozialabbau und Einschränkungen der Menschenrechte.

			Gegen sozialen Kahlschlag sprach sich auch der Kongressabgeordnete Edgardo Depetri (FPV) aus, der zuvor von den „Madres“ ein weißes Kopftuch überreicht bekommen hatte: „Ich bin einer von den Tausenden Arbeitern, die Nein zu den Einschnitten der Macri-Regierung sagen.“ Der Politiker bezeichnete die versammelte Menschenmenge als „Antwort des Volkes“ auf die „brutale Kampagne einer Regierung der Reichen“.

		

	
		
			Argentinien

			[image: 1180.png] 

			Feiern für Fidel Castro 

			Veranstaltungen zum 90. Geburtstag des Revolutionsführers
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			Das Auditorium der ATE war prall gefüllt. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Fidel Castro ist jemand, der auch im hohen Alter weit über Kuba hinaus noch die Gemüter bewegt. Dies wurde deutlich bei einer Serie von Veranstaltungen, zu denen verschiedene Organisationen anlässlich des 90. Geburtstags des historischen Führers der kubanischen Revolution in Bue-nos Aires luden. Sie wurden zu Treffen derjenigen, die in dem Jubilar eine Lichtgestalt der Emanzipation Lateinamerikas sehen. Kritische Betrachtungen zu Castro, der am 13. August 1926 in Birán im Osten Kubas zur Welt kam, waren dementsprechend nicht zu erwarten.

			Einen Mix aus Politik, Poesie und Musik zu Ehren des „Máximo Líder“ gab es im prall gefüllten Auditorium der Gewerkschaft der Staatsbediensteten (ATE). Deren Sekretär für Menschenrechtsfragen Héctor Carrica hob die solidarische Haltung Kubas hervor, das während der Militärdiktatur Verfolgte aus Argentinien aufgenommen habe. Carrica hob den Ausbau des Gesundheitssystems in Kuba als wichtige Errungenschaft von Castros Revolution hervor: Auf der Insel gebe es heute 24 medizinische Fakultäten sowie eine Lateinamerikanische Hochschule für Medizin, an der sich Studenten aus der gesamten Region ausbilden lassen können.

			Nora Cortiñas, die Vorsitzende der Menschenrechtsgruppe „Mütter der Plaza de Mayo“ (Gründerinnen), erinnerte an Fidels berühmte Rede aus dem Jahr 1985, als er vor einer weiteren Verschuldung der Staaten Lateinamerikas warnte und dies als untilgbare Hypothek auf die Zukunft bezeichnete. Diese Analyse habe angesichts der Verschuldungspolitik der aktuellen argentinischen Regierung nichts an ihrer Aktualität eingebüßt, so Cortiñas.

			Auf das Engagement Kubas in Argentinien wies Claudia Camba von der Organisation „Un mundo mejor es posible“ (Eine bessere Welt ist möglich) hin. Sie nannte in diesem Zusammenhang Unterstützung bei Alphabetisierungskampagnen und auf medizinischem Gebiet: Beispielsweise in der Einrichtung der Augenklinik „Dr. Ernesto Che Guevara“ in Córdoba.

			[image: fidel192_unten.jpg] 

			Künstlerische Darbietungen in der Aula der Kongressbibliothek. (Foto: mc)

			In die Aula „Leonardo Flavio“ der Bibliothek des Kongresses hatten die kubanische Botschaft und die Vereinigung der Kubaner in Argentinien (URCA) geladen. Die Bibliotheksleiterin und Abgeordnete María Teresa García (FPV) sprach davon, dass Fidel Castro besonders für Lateinamerika eine tiefe Zensur bedeutet habe: „Es gab eine Welt vor und eine Welt nach Fidel“, so García. Die Parlasur-Abgeordnete Julia Perié (FPV) meinte, Castro sei für alle sozial engagierten Menschen ein Beispiel, wie man Tag für Tag handeln müsse. Das kulturelle Programm beinhaltete unter anderem Darbietungen der Kindertheatergruppe „La Colmenita“ sowie Stücke kubanischer Liedermacher wie Pablo Milanés und Silvio Rodríguez.

			Bei einer weiteren Veranstaltung im Haus der „Guevara-Jugend“ schilderte der in Kuba ausgebildete Arzt Pablo Bien von der Organisation „Propuesta Tatú“ die medizinische Arbeit in den Armenviertel im Großraum Buenos Aires, die vom Beispiel Kubas inspiriert sei.

			Besonderer Gast des Abends war der vietnamesische Konsul Nguyen Ha Linh, der die Solidarität Castros mit dem vietnamesischen Volk herausstrich. Kuba und Vietnam verbindet, dass sie im vergangenen Jahrhundert in besonderer Weise in Konfrontation mit den USA geraten waren.

			Im Haus der argentinisch-kubanischen Freundschaft ließ der kubanische Botschaftsattaché Ramón Cantero die wichtigsten Lebensstationen Castros Revue passieren: Vom studentischen Anführer zum Guerrillakämpfer und schließlich zum Revolutions- und Staatsführer. Die Gruppe „Los Sábalos“ sorgte mit ihren Klängen für kubanische Atmosphäre.

			Castro selbst zeigte sich an seinem Geburtstag in Havanna erstmals seit vier Monaten wieder in der Öffentlichkeit.
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			Die Woche in Argentinien

			Tariferhöhungen verteidigt

			Energieminister Juan José Aranguren hat die massiven Preiserhöhungen für Strom und Gas verteidigt. Bei einer gemeinsamen Sitzung aller Ausschüsse des Abgeordnetenhauses am Mittwoch wies er stattdessen der Vorgängerregierung die Verantwortung für die gegenwärtig notwendigen Maßnahmen zu. Der Energieminister vertrat die Meinung, dass für die bisherigen Erhöhungen keine öffentlichen Anhörungen notwendig gewesen seien, wie von der Opposition beanstandet wurde. Wie Aranguren erläuterte, habe die Regierung bislang lediglich den Preis für die Großhändler festgelegt, was durch das Energiegesetz gedeckt werde. Was er nun in Aussicht stellte, war eine Revision der Tarife ab Oktober, die die Gas- und Stromanbieter von den Kunden verlangen. Dies beinhalte dann öffentliche Anhörungen. Aranguren ging mit der Kirchner-Regierung scharf ins Gericht: „Das Modell, das wir vorgefunden haben, beinhaltete, dass wir im Winter 25 Prozent des Gasbedarfs importieren mussten“, so der Energieminister. Der einstige Planungsminister Julio De Vido, den die Macri-Regierung für diese Misere verantwortlich macht, zog es trotz seines Abgeordnetenmandates vor, der Sitzung fernzubleiben. Während der insgesamt zwölf Kirchner-Jahre sei die Inflation im Land um 1400 Prozent gestiegen. Die Preise für Strom und Gas hätten sich im gleichen Zeitraum aber nur 40 bzw. 200 Prozent verteuert, argumentierte Aranguren mit Blick auf Buenos Aires und Umgebung.

			„Vaterlandsverrat“ durch CFK?

			Die Geschütze, die die Justiz gegen Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner auffährt, werden immer bombastischer: Nun forderte Staatsanwalt Germán Moldes, gegen die einstige Staatschefin auch wegen „Vaterlandsverrates“ zu ermitteln. Der Jurist bezog sich dabei auf das umstrittene „Iran-Memorandum“, das die Kirchner-Regierung 2013 zur Aufklärung des AMIA-Bombenanschlags 1994 mit Teheran abgeschlossen hatte. Mit seiner Initiative unterstützt Moldes seinen Amtskollegen Gerardo Pollicita. Dieser hatte Ende der Vorwoche gefordert, die von dem im Vorjahr unter mysteriösen Umständen ums Leben gekommenen Staatsanwalts Alberto Nisman Ermittlungen gegen Cristina in Sachen AMIA und Iran wieder aufzunehmen. Ein Ansinnen, das vom zuständigen Richter Daniel Rafecas zwar abgelehnt, aber zur Berufung freigegeben wurde. „Wie ist es zu verstehen, dass Cristina Fernández ein Abkommen mit dem Staat abschließen kann, der die Hintermänner des Attentats repräsentiert?“, fragt Moldes. Er vermutet, dass um des Preises besserer Beziehungen mit dem Iran erwogen worden sei, den verdächtigen iranischen Funktionären Straffreiheit zu gewähren. „Vaterlandsverrat liegt dann vor, wenn sich herausstellt, dass man mit den Feinden Argentiniens gemeinsame Sache macht“, so Staatsanwalt Moldes.

			Steine auf Macri

			Übel mitgespielt wurde Präsident Mauricio Macri bei einem Besuch in Mar del Plata. Bei einer Veranstaltung, bei der er gemeinsam mit Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal Bauarbeiten in einem Außenbezirk ankündigen wollte, sah sich der Staatschef einer pfeifenden und grölenden Menge gegenüber. Als er nach nur siebenminütigem Auftritt das Gelände wieder verlassen wollte, wurde sein Auto mit Steinen beworfen. „Es ist besser, Energie für konstruktive Ziele einzusetzen und als für Aggressionen“, hatte Macri der feindseligen Menge entgegnet. Auf Plakaten protestierten die Menschen vor allem gegen die Gaspreiserhöhungen sowie Macris jüngste Äußerungen zu den Opfern der Militärdiktatur, deren Zahl er nicht beziffern wollte. Präsidialamtschef Fernando De Andreis gab in einer Presseerklärung dem Kirchner-Lager die Schuld für die Vorkommnisse: „Plötzlich sind 20 oder 30 Kirchner-Anhänger aufgetaucht und haben begonnen, in aggressiven Ton zu beleidigen“, so De Andreis. Den Aggressionen müsse man ruhige Arbeit entgegensetzen. Die Vorfälle von Mar del Plata haben nun praktische Konsequenzen: Für den Staatschef wird eine gepanzerte Limousine der Marke Mercedes-Benz angeschafft, die ab September zum Einsatz kommen soll.

			Sala im Hungerstreik

			Aus Protest gegen ihre Haftbedingungen ist die Sozialaktivistin Milagro Sala am vorigen Freitag in den Hungerstreik getreten. Die Chefin der Bewegung „Tupac Amaru“ will mit der Maßnahme gegen das zehntägige Kommunikationsverbot demonstrieren, das die Leitung des Gefängnisses Alto Comedoro in Jujuy gegen sie verhängt hatte. Die Restriktion wurde mit Salas schlechter Führung in der Haftanstalt begründet. Am Montag schlossen sich mit Patricia Cabana, Gladys Díaz und Mirta Aizama drei weitere Frauen der „Tupac Amaru“ dem Hungerstreik an. Sala befindet sich seit Anfang des Jahres hinter Gittern. Gegen sie werden Vorwürfe des Landfriedensbruchs und der Veruntreuung öffentlicher Gelder erhoben. Sie sieht sich als politische Gefangene von Gouverneur Gerardo Morales, der seit Dezember vorigen Jahres im Amt ist. Moralische Unterstützung erfuhr Sala von Papst Franziskus, der der Sozialaktivistin einen Rosenkranz zukommen ließ.

			Anerkennung Palästinas

			Die argentinische Regierung hält weiter an der Anerkennung Palästinas als unabhängigen Staat fest. Dies bekräftigte Außenministerin Susana Malcorra in einem Interview gegenüber der russischen Presseagentur „Sputnik“. Malcorra nannte die Charta der Vereinten Nationen (UNO) als das beste Instrumentarium, um internationale Probleme und Spannungen zu lösen: „Es hat sich gezeigt, dass die Suche nach Lösungen außerhalb der UNO die Sachen nur noch weiter kompliziert“, meinte Malcorra, die sich anschickt, den Südkoreaner Ban Ki Moon als UN-Generalsekretärin abzulösen. 2010 hatte Argentinien unter der damaligen Präsidentin Cristina Fernández de Kircher Palästina als souveränen Staat anerkannt. (AT/mc)
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			Demagogie

			Demagogie ist leider eine Begleiterscheinung jeder Regierung, ob demokratisch gewählt oder nicht. Regierende und Oppositionspolitiker versprechen und kritisieren Regierungsmaßnahmen nach Belieben oder schlagen Reformen vor, die sich als nicht machbar oder schädlich herausstellen. Das kümmert sie freilich überhaupt nicht.

			Erstes Ziel für Anfänger besteht darin, in der Öffentlichkeit oder zumindest in einem kleineren Kreis wie einer Gemeinde, einem Stadtviertel oder einem Dorf bekannt zu werden. Im Rundfunk angesprochen oder im Fernsehen zur Schau gestellt zu werden, sind ebenfalls beliebte Ziele, damit sie sich einen Namen in der Politik machen können.

			Der jüngste Tarifstreit ist ein klares Beispiel der vorherrschenden Demagogie. Unter Expräsident Néstor Kirchner wurden die Tarife von Gas, Strom und Trinkwasser eingefroren und nachher nur am Rande angehoben, derweil gleichzeitig das gewaltig zunehmende Schatzamtdefizit sowie dessen Finanzierung mit reiner Geldschöpfung der Zentralbank für Inflation sorgte. Im Endeffekt führt Demagogie zu Inflation.

			Präsident Mauricio Macri sorgte mit Schlagwörtern wie „Si, se puede“ („Ja man kann“) sowie seiner Parteienkoalition genannt „Cambiemos“ („Wir wechseln“) für politischen Enthusiasmus unter seinen Anhängern und zahllosen Parteilosen für den Stimmungswechsel und siegte in der Stichwahl vom 22. November 2015 mit einem geringen Vorsprung. Die zwölfeinhalbjährige Demagogie der Kirchners hatte zum ersten Mal versagt. Offenbar waren zahllose Wähler/innen der Demagogie überdrüssig geworden. Macri wurde Präsident und verhieß unterschwellig, dass in seiner Regierung kein Platz für Demagogie bestehe.

			Der derzeitige Streit über die erwähnten Tarife öffentlicher Dienste entpuppte sich als eine Explosion demagogischer Gesten, die die Regierung überraschte. Jedermann wusste, dass die demagogische Einfrierung der Tarife öffentlicher Dienste vor einem Jahrzehnt nicht haltbar war. Als Energieminister Juan José Aranguren ankündigte, dass höhere Tarife eingeführt werden würden, kam es zur demagogischen Explosion in den Medien und auf den Straßen.

			Wohnungsinhaber, ob Eigentümer oder Mieter, mussten von einem Tag auf den anderen viel höhere Tarife bezahlen, anders als im Landesinneren, wo die Tarife nicht demagogisch eingefroren worden waren. Die von Aranguren angekündigte Anhebung der Tarife entpuppte sich, genau gesehen, als mäßig, weil auch danach beim Strom nur 35 Prozent der Kosten gedeckt werden und beim Gas eventuell 70 Prozent, aber die Demagogie überwog und Aranguren musste teilweise einen Rückzieher machen.

			Die Demagogie in Sachen Tarife öffentlicher Dienste breitete sich aus. Die Sprecher jener Haushalte, die niedrige Tarife genossen, schweigen, auch wenn sie kraft ihrer Vermögen und Einkommen die jüngste Anpassung problemlos verkraften können. Oppositionspolitiker beziehen sich hauptsächlich auf Ausnahmefälle bei Kleinunternehmen, bei denen sie offenbar um Stimmen werben. Im Hintergrund dieser Demagogie lauern die nächstjährigen allgemeinen Parlamentswahlen (Kongress, Gliedstaaten sowie Gemeinderäte), auf die sich mögliche Kandidaten bereits vorbereiten.
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			Eiertanz um Erdogan

			Von Jörg Blank

			Es ist eine Lehrstunde in Sachen Eiertanz. 60 Minuten lang mühen sich Regierungssprecher Steffen Seibert und seine Kollegen vom Innen- und vom Außenministerium am Mittwoch in einer Art verbalem Drahtseilakt, den Partner vom Bosporus nicht noch weiter zu vergrätzen. Bloß kein neues Öl ins Feuer gießen. Seit langem ist das Verhältnis zwischen Berlin und Ankara vor allem eines: schwierig. Nach den Veröffentlichungen vom Dienstag dürfte Recep Tayyip Erdogan erneut schäumen, das wissen alle in der schwarz-roten Regierung.

			Dabei brauchen Kanzlerin Angela Merkel (CDU) und ihr Außenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) den genauso mächtigen wie unberechenbaren türkischen Staatspräsidenten für ihre derzeit wohl wichtigsten politischen Projekte: die Lösung der Flüchtlingskrise und als deren Voraussetzung den Kampf gegen die Terrormiliz Islamischer Staat (IS). Schon in den vergangenen Monaten hatte Erdogan immer wieder gegen Berlin gewütet und Vertraute mit dem Scheitern des von Merkel initiierten Flüchtlingspaktes der EU mit der Türkei drohen lassen.

			Und nun das. In einer Antwort des Innenministeriums auf eine parlamentarische Anfrage der Linksfraktion zum Einfluss Erdogans in Deutschland hatten die deutschen Beamten eine ganz undiplomatisch-offene Einschätzung der Lage in der Türkei eingebaut. Die Passage war zwar als vertraulich eingestuft, schaffte aber trotzdem schnell den Weg in die Öffentlichkeit.

			Kernsatz: Die Türkei habe sich als Resultat der islamisierten Innen- und Außenpolitik Ankaras „zur zentralen Aktionsplattform für islamistische Gruppierungen der Region des Nahen und Mittleren Ostens entwickelt“. Der Regierungspartei AKP und Erdogan selbst werden zahlreiche „Solidaritätsbekundungen und Unterstützungshandlungen für die ägyptische MB (Muslimbruderschaft), die HAMAS und Gruppen der bewaffneten islamistischen Opposition in Syrien“ bescheinigt. Starker Tobak für Erdogan.

			Besonders groß ist die Aufregung in der schwarz-roten Koalition auch deshalb, weil das SPD-geführte Auswärtige Amt bei der Beantwortung der Linken-Anfrage nicht wie eigentlich notwendig eingebunden war.

			Innenministeriums-Sprecher Johannes Dimroth muss deswegen bei der ziemlich peinlichen Befragung vor der Bundespressekonferenz, dem Zusammenschluss der Hauptstadt-Korrespondenten, einen gravierenden Fehler seines Hauses einräumen - unangenehm für seinen als besonders penibel geltenden Minister Thomas de Maizière (CDU). Der zuständige Sachbearbeiter habe die Einbindung des Außenamts versäumt und zu allem Überfluss auch noch fälschlich einen Vermerk an dem Vorgang angebracht, der sonst signalisiert, dass gerade dies passiert sei.

			Nicht ganz einfach ist es für Dimroth auch zu erklären, warum in der von seinem Ministerium verantworteten Replik zwar die 17-zeilige Analyse des BND enthalten ist, sein Haus aber eigentlich „keine Expertise“ in dieser Frage habe. Dies sei häufiger so, von anderen Regierungsstellen zugelieferte Antworten würden in solchen Fällen einfach in die Papiere hineinkopiert, sagt Dimroth. Man muss wissen: der deutsche Auslandsgeheimdienst untersteht dem Kanzleramt.

			Auf eine inhaltliche Bewertung der BND-Analyse wollen sich Seibert, Dimroth und auch die Sprecherin von Außenminister Steinmeier, Sawsan Chebli, schon gar nicht einlassen. Formaljuristische Begründung: die entsprechenden Passagen seien schließlich als „Verschlusssache - Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft. Nicht die Öffentlichkeit dürfe die Hintergründe erfahren, sondern lediglich die zuständigen Parlamentsgremien wie jenes zur Kontrolle der Geheimdienste.

			Chebli muss an diesem Mittag in der für die politische Sommerpause ungewöhnlich gut besuchten Pressekonferenz eine besonders heikle Aufgabe bewältigen. Fast schon traditionell ist ihr Haus auf den BND nicht besonders gut zu sprechen: Wie nach zwar grundsätzlich zutreffenden, aber ziemlich undiplomatischen Einschätzungen etwa der Lage in Saudi-Arabien oder Indien sehen die Diplomaten ihre Arbeit auch jetzt durch die Auslandsspione bedroht.

			Also versucht Chebli den Spagat und sagt: „Die in der Presse getroffenen Aussagen machen wir uns in dieser Pauschalität als Auswärtiges Amt nicht zu eigen.“ Eine direkte Distanzierung lässt sie sich aber nicht entlocken. Die hätte wohl ein regierungsinternes Zerwürfnis offen gelegt - mit dem Innenministerium und auch mit dem Kanzleramt. Dort hatte man an der BND-Einschätzung offenkundig nichts auszusetzen, ist zu hören. Wie ihr Kollege Dimroth zieht sich Chebli also auf die Vertraulichkeit der Analyse zurück.

			Schon am Dienstag, kurz nach Bekanntwerden des Papiers, hatte sich der deutsche Gesandte bei der türkischen Regierung um Schadensbegrenzung bemüht. Ob es an diesem Treffen lag, dass Ankara verhältnismäßig zurückhaltend reagierte, ist unbekannt. Zwar wies das dortige Außenministerium die Vorwürfe zurück und verlangte eine Klärung durch deutsche Instanzen. Ein öffentlicher Wutausbruch Erdogans ins Richtung Berlin blieb aber zunächst aus. (dpa)
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			Randglossen

			Die argentinische Innenpolitik ist auch nach bald einem Jahr Macri überschattet durch die zahlreichen Korruptionsfälle der beiden Kirchnerregierungen. Immer neue Einzelheiten kommen ans Licht, zumal jetzt die Justiz freie Hand hat und nicht wie vorher von der Exekutive unter Druck gesetzt wird. Die Gewaltenteilung funktioniert normal. Der Kongress erlässt Gesetze, keine Fraktion beherrscht beide Kammern des Kongresses, und die Justiz agiert ebenfalls nach eigenem Ermessen, wie es sich gehört. Parteipolitiker verhandeln über mögliche Kompromisse oder üben Kritik an der Regierung. In der Folge hat Argentinien sein gutes Image in der Welt zurückgewonnen. Nur bei der hohen ererbten Inflation hapert es noch, bis es gelingt, sie unter ein Prozent im Monat zu senken. Kommt Zeit, kommt Rat.

			In Rio de Janeiro, vormals Hauptstadt von Brasilien, wo die olympischen Spiele 2016 stattfinden, gab es bislang keine Attentate, wie sie laufend im Nahen Osten, in Europa und anderwo verzeichnet werden. Brasilianische Sicherheitsbehörden hatten vorsorglich Maßnahmen vorbereitet, falls doch wie weiland in München, als israelische Athleten ermordet wurden, Terroranschläge verübt werden könnten. Alles verlief in Rio de Janeiro bisher friedlich und nach Programm. Bleibt zu hoffen, dass es bis Sonntag dabei bleibt.

			Raubkatze statt Streifenhörnchen: Jahrelang zeigte sich Kubas Revolutionsführer Fidel Castro in der Öffentlichkeit stets in Adidas-Trainingsjacke. Doch nun bei der Feier zu seinem 90. Geburtstag trug er Kleidung des Konkurrenten Puma. Der Hintergrund dieser Neuorientierung dürfte wahrscheinlich darin zu sehen sein, dass die kubanische Olympiamannschaft seit einiger Zeit bereits von Adidas auf Puma umgestellt hat. Bei Adidas wird sich nun vielleicht mancher in der Marketingabteilung ärgern, dass man mit Fidel keinen persönlichen Ausrüstervertrag abgeschlossen hat. Denn wenn der „Máximo Líder“ sich von Zeit zu Zeit öffentlich zeigt, gehen die Bilder - und damit auch die jeweilige Kleidungsmarke - um die ganze Welt. Pech gehabt.

			Der Streit um Ganzkörper-Schwimmanzüge für Musliminnen in Frankreich ist bis an die Regierungsspitze vorgedrungen. Premierminister Manuel Valls sagte am Mittwoch, er habe zwar Verständnis für die Bürgermeister von Cannes und anderen Kommunen, die Burkinis an ihren Stränden verboten hatten. Eine nationale Gesetzgebung lehne er aber ab. In Cannes haben Sicherheitskräfte ihre Kontrollen am Strand unterdessen verstärkt. Drei Frauen im Alter von 29 bis 57 Jahren bekamen Strafzettel, weil sie gegen den Anti-Burkini-Erlass von Bürgermeister David Lisnard verstoßen hätten, wie die Regionalzeitung „Nice Matin“ berichtete. Das Bußgeld beträgt laut Verordnung 38 Euro. Ob der konservative Lisnard eine neue Einkunftsquelle für seine leeren Kassen wittert? Oder will er Konflikte vermeiden wie in Korsika, wo es am Wochenende zu Ausschreitungen mit fünf Verletzten kam? Nur weil dort Frauen im Burkini gebadet hatten. Vielleicht sollte die Regierung doch eingreifen.
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			Erhöhung der Pensionen um 14,16%

			Im September werden die Pensionen und Hinterbliebenrenten (auf spanisch “jubilaciones y pensiones”) um 14,16% erhöht, womit es mit der schon im März erfolgten Zunahme von 15,35% insgesamt 31,68% sind. Die Zunahmen werden gemäss einer Formel berechnet, die im Gesetz festgelegt ist, bei der je zur Hälfte gemäss der Zunahme der die Einnahmen der ANSeS aus Beiträgen von Unternehmen, Arbeitnehmern und Selbstständigen und dem Lohnindex des Arbeitsministeriums berücksichtigt werden. Die Formel wurde am 28.6.16 durch Dekret 807/16 genauer definiert, was den Lohnindex betrifft, um Prozesse zu vermeiden. 

			Die Mindestpension steigt jetzt von $ 4.958 auf $ 5.661, die Durchschnittspension von $ 8.135 auf $ 9.287 und die Höchstpension von $ 36.330 auf $ 41.474. Es gibt indessen noch höhere Pensionen, die vor der Festsetzung dieser Grenzen bestanden und beibehalten wurden, ebenfalls in Sonderfällen, wie ehemalige Präsidenten oder einige Richter. 

			Ausserdem erhalten jetzt 264.436 Rentner, die über 80 Jahre alt sind und Recht auf eine Korrektur haben, aber keinen Prozess eingeleitet haben, ab September die Zusatzrente. Es handelt sich um Pensionäre, deren Rente bis zum doppelten Betrag der Mindestpension reichen. Diese Zulage wird auf $ 300 bis zu $ 1.000 begrenzt.

			Schliesslich beziehen sich die automatischen Erhöhungen vom September auch auf den Familienlohn, die Subvention für Geburt und für Hochzeit, und auch für den Schulbesuch.
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			Aranguren dixit

			Der Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren gab in seiner ausführlichen Darstellung der Tarifproblematik bei Strom und Gas vor mehren parlamentarischen Kommissionen einige wichtige Daten bekannt.Halten wir fest.

			- Die Subventionen für diese Bereich betrugen in der Periode 2003-2015 umgerechnet u$s 75,4 Mrd. Diese Subventionen erreichten gelegentlich bis zu 5% des BIP.

			- Beim Gas ging 5% an die ärmsten 10% der Bevölkerung und 20% an die reichsten, die 10% der Bevölkerung umfassen.

			- Beim elektrischen Strom gingen 8% an die ärmsten 10% und 12% an die reichsten 10% der Bevölkerung.

			- Ab 2010 wurde Argentinien zu einem Nettoimporteur von Energie (Strom, Gas, Rohöl, Benzin, Dieselöl und Heizöl)

			- Nach der Tariferhöhung zahlen 32% der Kunden von Edenor unter $ 100 pro Monat und nur 10% über $ 500. 

			- Die Inflation betrug zwischen 2003 und 2015 1.400%, die Löhne stiegen durchschnittlich um 1.620%, der Strompreis in der Stadt Buenos Aires und Umgebung stieg nur um 40% und der von Gas um 200%.

			- Mit den neuen Stromtarifen deckt der Tarif 32% der Stromkosten, während es bisher nur 11% waren. Beim Gas deckt der Tarif nach der Erhöhung ca.70% der Kosten. In beiden Fällen verbleibt somit eine hohe Subvention.

			- Vom gesamten Gaskonsum wird 74% durch nationale Produktion und 26% durch Importe gedeckt. 

			- 2015 wurde 34,2% der globalen Gaslieferungen von Kraftwerken verbraucht, 29% von der Industrie, 23,5% von Haushalten, 6,8% wurde für Pressgas GNC (Für Kfz) eingesetzt und 4% vom Handel und staatlichen Ämtern konsumiert.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,02, gegen $ 15,00 eine Woche zuvor. Der Kurs lag 12% über Ende Dezember 2015. Die ZB-Reserven betrugen u$s 32,09 Mrd., gegen 32,65 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.16 bei $ 15,28, zum 30.12.16 bei $ 16,120, zum 31.3.17 bei $ 17,00 und zum 31.5.17 bei $ 17,50. Der Kurs per Ende Mai 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 24,90%. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 0,36% und ab Ende Dezember 2016 eine von 31,92%.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere wiesem in einer Woche zum Mittwoch folgende Veränderungen auf: Argentina 2010: -0.05%; Argentina 2021: +0,23%; Argentina 2026: +1,89%; Argentina 2048: +4,55%; Bonar 2024: +0,85%.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,15 gehandelt (Vorwoche: $ 305,95) und bei 24 Karat zu $ 400,33 ($ 437,07).

			***

			Die Geldmenge, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 12.8.16 um 26,64%, und das monetäre Aggregat M (Banknoten im Umlauf plus Giro und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 19,08%. Die monetäre Expansion bliebt weiter stark hinter der Inflation zurück, die in der Zunahme des Indices der Konsumentenpreise zum Ausdruck kommt.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 12.8.16 um 22,52% auf $ 1,35 Bio., und die gesamten Pesokredite um 22,03% auf $ 874,55 Mrd. Die Dollardepositen stiegen in dieser Periode um 46,88% auf u$s 15,65 Mrd., und die Dollarkredite um 68,45% auf u$s 7,27 Mrd. Während die Kredite im Pesobereich 65% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich nur 46,65%. Dennoch sind die Dollarkredite in absoluten Werten in einem Jahr um 140% gestiegen. Hier hat sich besonders die von der ZB verfügte Erweiterung des Bereichs der Dollarkredite ausgewirkt. Ausser den Unternehmen, die direkt oder über Dritte exportieren, können sich jetzt auch ihre Lieferanten intern in Dollar verschulden. Der Zinssatz liegt bei Dollarkrediten bei 5% jährlich.

			***

			Das soziale Observatorium der katholischen Universität von Buenos Aires hat ermittelt, dass sich die aktive Bevölkerung (diejenigen, die arbeiten, plus diejenigen, die arbeiten wollen) sich im Jahr 2015 folgendermassen aufteilte: Volle Beschäftigung: 43,1% (2010: 44%); prekäre Beschäftigung (Schwarzarbeit u.dgl.): 31,5% (2010: 35,4%); Vollarbeitslose: 9,4% (11,4%); Unterbeschäftigte: 15,6% (2010: 9,2%). Auffallend ist hier die abrupte Zunahme der Unterbeschäftigung, die auch die Verringerung der Vollarbeitslosigkeit erklärt, weil viele Arbeitslose sich eine Halbzeitbeschäftigung suchen oder zu Gelegenheitsarbeiten greifen.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) ergibt für Juli 2016 eine Zunahme von 2%, wobei der Index bei der Kerninflation, bei der regulierte und saisonbedingte Preise ausgenommen werden, nur um 1,9% zunahm. Der Index, den Oppositionsdeputierte als Durchschnitt mehrere privater Ermittlungen veröffentlichen, ergibt für Juli eine Zunahme von 2,4%, etwas mehr als der Index der Stadt Buenos Aires, der +2,2% ausgewiesen hat und noch mehr als INDEC-Index. Doch in 12 Monaten ergab der Kongressindex +46%, der der Stadt hingegen 47,2%. Das INDEC kann keine Veränderung für 12 Monate ermitteln, weil die Indexberechnung ab November 2015 bis Juni 2016 unterbrochen wurde. Der Index der Provinz Córdoba verzeichnet im Juli eine Zunahme von 1,7%, der von Mendoza 2,3%. 

			***

			670.000 Personen, die eine Mindestpension oder das Kindergeld beziehen, haben auf Grund der Rückgabe der MwSt. im Juli $ 95 Mio. erhalten, die auf ihrem Bankkonto gutgeschrieben wurden. Es handelt sich hier nur um Käufe, die mit einer Zahlkarte erfolgten. Die meisten, die berechtigt sind, diesen MwSt-Abzug zu erhalten, haben jedoch kein Bankkonto, und zahlen in bar, so dass sie nichts erhielten.

			***

			Wie die Zeitung „Clarín“ berichtet, hat Präsident Maurico Macri angeordnet, dass das Kraftwerk in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, nur mit Kohle tätig sein wird, und Energieminister Aranguren angewiesen, in diesem Sinn zu handeln. Es war unter der vorangehenden Regierung vorgesehen, eine Gasleitung zu errichten, so dass das Werk auch Gas verbrennen kann. Das Kraftwerk benötigt jedoch 1,2 Jato Kohle, und das Bergwerk erzeugt bestenfalls 200.000 Jato. Um die notwendige Kohle zu fördern, muss ein hoher Betrag investiert werden, was überhaupt keinen Sinn hat. Das Kraftwerk sollte abmontiert und woanders wieder aufgestellt werden, und das Bergwerk sollte geschlossen werden, weil es strukturell sehr unwirtschaftlich ist.

			***

			Die Banco Nación hat den Höchstbetrag der Hypothekarkredite für Eigenwohnung von $ 2,5 auf $ 2,8 Mio. erhöht. Das unlängst angekündigte Programm erlaubt eine Finanzierung von bis zu 80% des Wertes der Wohnung, auf 20 Jahre, mit einem festen Zinssatz von 14% in den ersten 3 Jahren, und danach mit einer Wertberichtigung gemäss dem offiziellen Lohnindex. Bei der bestehenden Inflation erhält der Kreditnehmer somit in den ersten drei Jahren ein grosszügiges Geschenk.

			***

			Das Studienzentrum des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ hat berechnet, dass die Industrieproduktion im Juni 2016 um 9,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag, und im ersten Halbjahr 2016 3,9% unter dem Vorjahr lag. Im 1. Halbjahr lag die Kfz-Produktion 14% unter dem Vorjahr, die von Grundmetallen war 13,4% geringer, und die von nicht metallischen Erzen (darunter an erster Stelle Zement) um 12,6%. 

			***

			Der Handel über Internet lag im 1. Halbjahr 2016 um 60% über dem Vorjahr, teilt die Kammer des elektronischen Handels (CACE) mit. Am meisten wird diese Form des Kaufes bei Flugpassagen und Hotelreservierungen verwendet.

			***

			Im 2. Quartal 2016 wurden 12,9% mehr Maschinen für die Landwirtschaft als im Vorjahr verkauft, teilt das INDEC mit. Insgesamt waren es 4.215 Einheiten. Der Verkauf von Traktoren stieg im interanuellen Vergleich um 100%, der von Erntemaschinen um 60,4%, der von Saatmaschinen um 111,5% und der von verschiedenen Geräten um 47,8%.

			***

			Energieminister Juan José Aranguren hat am Freitag der Vorwoche die Gruppe der ehemaligen Energiesekretäre zu sich berufen, um sie formell in einem Konsultivrat einzugliedern. Es handelt sich um Daniel Montamat, Emilio Apud (beide jetzt YPF-Direktoren), Jorge Lapeña (jetzt Direktor von Enarsa), Alieto Guadagni, Julio César Araoz, Alberto Devoto und Raul Olocco. Sie waren unter verschiedenen Regierungen tätig, und Apud wirkt auch seit Jahren in der Macri-Stiftung „Pensar“ mit. Diese Experten sind grundsätzlich mit der Tariferhöhung einverstanden, haben jedoch leicht abweichende Meinungen bezüglich der Durchführung und dem Umfang. Ihre Präsenz stärkt die Regierungsposition in der Tariffrage.

			***

			Die Zahl der Baugenehmigungen, die in 41 städischen Bezirken erteilt wurden, liegt (in qm gemessen) im 2. Quartal 2016 um 7,6% über dem Vorjahr, im Juli um 11,6% und im August um 6,8% höher als vor einem Jahr, berichtet das INDEC. In der Stadt Buenos Aires wurden im 1. Halbjahr 2016 Baugenehmigungen für 476.308 qm erteilt, gegen 223.420 qm im Vorjahr und 412.585 qm im 1. Halbjahr 2014. Die Bauunternehmen erwarten offensichlich eine Zunahme der Nachfrage nach Wohnungen, die mit der Weisswaschung, der Aufgabe der Devisenbewirtschaftung und den neuen Wohnungskrediten zusammenhängt.

			*** 

			Im Juli 2016 wurden 125.917 gebrauchte Kfz verkauft, 24,15% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Agenturenkammer CCA. Die ersten 7 Monate 2016 lagen somit mit 841.376 gebrauchten Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern um 15,82% unter dem Vorjahr. Der Rückgang steht in dirktem Zusammenhang mit dem Verkauf neuer Kfz, der auch gesunken ist, jedoch weniger als bei gebrauchten Einheiten.

			***

			Die Macri-Regierung hat schon fast u$s 30 Mrd. im Ausland aufgenommen. Der Nationalstaat hat Bonds für u$s 19 Mrd. untergebracht, die Provinzverwaltungen für u$s 5,85 Mrd., und Privatunternehmen haben Kredite für u$s 4,3 Mrd. erhalten.

			***

			Das Vermögen des Bauunternehmers und Kirchner-Strohmannes Lázaro Báez ist zwischen 2002 und 2014 um 12.131% gestiegen. Die Entwicklung war wie folgt: 2001: $ 1,1 Mio.; 2005: $ 2,9 Mio.; 2006: $ 17,7 Mio.; 2007: $ 40,2 Mio.; 2009: $ 92,3Mio.; 2011: $ 122,5 Mio.; 2013: $126,2 Mio. 2014: $ 137,3 Mio. Die Zahlen hat die Zeitung „Clarín“ auf Grund von Angaben des Staatsanwaltes Gerardo Pollicita bekanntgegeben. Das von Baez angegebene Vermögen ist nicht komplett, und ausserdem werden die Immobilien zu sehr niedrigen Werten gebucht, die unter dem Marktwerten liegen.

			***

			AFIP-Direktor Alberto Abad und Zolldirektor Juan José Gomez Centurión haben ungerechtfertigte Importzahlungen für u$s 14,47 Mrd. zwischen den Jahren 2012 und 2015 bekanntgegeben. Der Mechanismus, der dabei verwendet wurde, war folgender: bestimmte Firmen erhielten Importgenehmigungen (DJAI, declaración jurada anticipada de importación), so dass ihnen die ZB dann die entsprechende Devisenüberweisung gestattete. Aber der Import wurde nicht vollzogen. Auch wurde gelegentlich die gleiche DJAI zwei Mal verwendet. Der Dollarbetrag, der zum offiziellen Kurs überwiesen wurde, konnte dann zum Schwarzkurs verkauft werden, womit ein Gewinn von über 30% entstand. 55 Importeure seien an diesen Geschäften beteiligt gewesen, wobei schon die erste Klage vor Gericht eingereicht worden sei. 

			***

			In den ersten 5 Monaten 2016 gingen 97.2019 formelle private und öffentliche Arbeitsplätze verloren, davon 82.570 im privaten Bereich und 14.639 im öffentlichen. Dies ergibt sich aus den Beiträgen zum Rentensystem der ANSeS, das einen Rückgang von 8,10 Mio. Beitragenden im Dezember auf 8 Mio. im Juli verzeichnet. Der durchschnittliche Bruttolohn (Vor Abzug des Pensionskassenbeitrages und des Beitrages für das Sozialwerk) stieg in dieser Periode um 16%, von $ 15.959 auf $ 18.517, während die Inflation 25,2% betrug. Ausser denjenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, gibt es noch 356.000 selbstständig Tätige, 1,59 Mio. Einheitssteuerzahler und 373.000 Haushaltsangestellte. Somit gelangt man insgesamt auf 12 Mio. Beitragende, bei einer aktiven Bevölkerung von 17 Mio. Menschen. Die Differenz von 5 Mio. Personen entfällt auf Arbeitslose und Personen, die die Beiträge zum Rentensystem hinterziehen.

			***

			Die ZB hat den Zinssatz bei der Ausgabe von Lebac-Wechseln vom Dienstag um 50 Basispunkte auf 29,25% gesenkt. Die Offerten betrugen $ 73,99 Mrd., von denen $ 69,14 Mrd. zugeteilt wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 68,91 Mrd., so dass sich der Bestand um 231 Mio. erhöhte. Für Lebac auf 35 Tage ($ 53,92 Mrd.) wurde ein Zinssatz von 29,25% gezahlt (-0,50 Prozentpunkte), für 63 Tage ($ 6,51 Mrd.) von 28,4% (-0,45%), für 98 Tage ($ 4,47 Mrd.) von 27,8% (-0,40%), für 119 Tage ($ 402 Mio.) von 27,40% (-40%), für 147 Tage ($ 334 Mio.) von 27,11% (-0,38%), für 203 Tage ($ 634 Mio.) von 26,69% (-0,36%) und für 252 Tage ($ 2,82 Mrd.) 26,5% (-0,35%). Die durchschnittliche Laufzeit der Lebac hat sich in diesem Jahr stark verkürzt.

			*** 

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnt im Juli eine Zunahme von 2,7%, und in 7 Monaten 2016 eine von 30,2%. Die Juli-Zunahme ergibt sich aus einer von 2,6% bei lokalen Produkten und 3,6% bei importierten. 

			***

			Der Baukostenindex des INDEC verzeichnet im Juli eine Zunahme von 1%, und in 7 Monaten 2016 eine von 20,7%. 

			***

			Der Verkauf von elektrischen Haushaltsgeräten, mit Ausnahme von Mobiltelefonen und Heizkörpern, lag im Juli um 24,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, gab die Consulting-Firma „Tenedencias económicas“ bekannt.

			***

			Die AFIP hat am Dienstag über ihre Web-Seite für Steuerzahler, die nach der Weisswaschung keine Steuerschulden verzeichnen, die Möglichkeit eingeleitet, die Ausnahme von der Steuer auf persönliche Güter oder der Gewinnsteuer auf den letzte zusätzlichen halben Jahreslohn zu fordern. Die Frist gilt bis zum 31. März 2017. Das Gesetz 27.260 über Zahlung von Schulden an Pensionäre, Weiss-waschung und Moratorium hat dies vorgesehen. 

			***

			Die Regierung hat die Tarife für Omnibusse, die den Fernverkehr von Passagieren vollziehen, um 20% erhöht. Die letzte Erhöhung hatte im November 2015 stattgefunden. Die Unternehmen, die diese Omnibusse betreiben, erhielteln auch Subventionen: im 1. Quartal 2016 waren es $ 409 Mio., in ganz 2015 $ 1,55 Mrd. Wie diese Subventionen berechnet wurden, wurde nicht bekanntgegeben.

			***

			Innenminister Rogelio Frigerio hat dem Gouverneur von Neuquén, Omar Gutierrez, versichert, dass der bestehende Stützungspreis für Erdöl dieses Jahr beibehalten werde. Energieminister Juan José Aranguren hatte vorher mit den Erdölunternehmen eine graduelle Verringerung vereinbart, die diesen Monat mit 2% beginnen sollte.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Grupo Clarín

			Dieser grosse Medienkonzern gab eine Spaltung in zwei Holdings bekannt. Bei der „Grupo Clarín“ verbleiben die Zeitungen Clarín Olé, La Voz del Interior, Los Andes und La Razón, der Fernsehkanal 13, die Nachrichtenübertagung TN, die Rundfunksender Radio Mitre und FM, die „Compañía de Medios Digitales“ und 50% des Fernsehkanals T&C Sports, Fibertel und Nextel. Auf die Holding „Cablevisión Holding“ gehen 60% von Cablevisión und Fibertel und Nextel über. 71% der Grupo Clarín befindet sich in Händen von Ernestina Herrera de Noble, Héctor Magnetto, José Aranda und Lucio Pagliaro. 9% entfällt auf Unidos LLC, des nordamerikaners Ralph Booth, und 20% ist über die Börsen von Buenos Aires und London unter Kleinaktionären verstreut.

			Mercado Libre

			Dieses auf den Gebiet des Internet-Handels führende lokale Unternehmen hat eine Investition von $ 1,5 Mrd. binnen 5 Jahren in Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri angekündigt, die 5.000 zusätzliche Arbeitsplätze schaffen wird. Jetzt sind es schon 2.000. Es ist vorgesehen 2018 16.000 qm Bürofläche in der ehemaligen Philips-Fabrik (bei der Avenida General Paz) und 6.000 qm im technologischen Bezirk in Parque Patricios für den Betrieb einzusetzen.

			Siderca

			Dieses Unternehmen des Techint-Konzerns, das nahtlose Röhren erzeugt und zur internationalen Tenaris-Gruppe gehört, hat schliesslich doch die Zuteilung für die Lieferung von 52.000 Tonnen Röhren für die Gasleitung erhalten, die die Provinzregierung von Córdoba der brasilianischen Odebrecht zugeteilt hat. Doch dabei musste Tenaris den Preis, der zunächst auf u$s 2.400 bis u$s 2.600 pro Tonne veranschlagt war, auf u$s 1.300 senken. Somit liegt der Preis etwa gleich hoch wie der, den ein chinesisches Unternehmen geboten hatte. Mit diesem Auftrag ist das Siderca-Werk von Tenaris in Campana, nördlich der Stadt Buenos Aires, drei Monate voll beschäftigt. Die Nachfrage nach nahtlosen Röhren ist infolge des niedrigen Erdölpreises, der zu geringeren neuen Bohrungen führt, stark zurückgegangen, so das der Auftrag der Provinz Córdoba sehr wichtig ist.
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			Der von den Kirchners vergrösserte Staat ist weiter gewachsen

			Die Kirchner-Regierungen, und besonders die von Cristina, haben den Staat stark aufgebläht, so dass die Staatsquote (gesamte Ausgaben und Investitionen des Nationalstaates, der Provinzen und Gemeinden, plus Staatsbetriebe und autonome Ämter, bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt) um mehr als 10 Punkte auf über 40% gestiegen ist. Vor den Kirchners waren es um die 30% des BIP: Einige Berechnungen gelangen sogar auf 50%, wobei hier jedoch die ganzen Ausgaben der Staatsbetriebe zu den Staatsausgaben gezählt werden, statt nur der Zuschuss des Schatzamtes. Ebenfalls wird gelegentlich auch YPF als Staatsunternehmen eingestuft, obwohl es sich um ein Privatunternehmen mit staatlicher Kapitalmehrheit handelt, was etwas grundsätzlich anderes ist. Der Staat ist zu gross und noch ineffizienter geworden. Dies stellt eine starke Hemmung für das wirtschaftliche Wachstum dar, das Macri für 2017 in Aussicht stellt. Das scheint den Regierenden jedoch nur halbwegs klar zu sein.

			Die Zunahme der Staatsquote ist einmal auf die Aufnahme zahlreicher neuer Staatsangestellten zurückzuführen, dann auf die Rückverstaatlichung privatisierter Unternehmen und Schaffung neuer Staatsunternehmen, die den Staat finanziell stark beansprucht haben, dann auf stark erhöhte Subventionen für öffentliche Dienste, und nicht zuletzt auf stark erhöhte Sozialausgaben. Dazu kommen noch öffentliche, ebenfalls hohe Investitionen. 

			Abgesehen von der Ausgabefreudigkeit der Kirchner-Regierungen, der Korruption und der Schlamperei, die sie kennzeichnet, und der Politik, die besonders in der Vergabe öffentlicher Ämter zum Ausdruck kommt, davon viele an Mitglieder der Stosstruppe „La Cámpora“, gehört der grosse Staat, der Unternehmen betreibt, stark in die Wirtschaft interveniert und eine Einkommensumverteilung vollzieht, zum Grundkonzept der Kirchners. Aber nicht von Macri, der zwar die doktrinären Definitionen scheut, jedoch eher eine moderne Marktwirtschaft als Modell nimmt, so ungefähr nach dem Motto „so viel Markt wie möglich, so viel Staat wie notwendig“. Der Übergang von einem Grundkonzept auf das andere fällt ihm jedoch schwer. Er versteht es auch nicht, dies zu erklären, so dass er von den einen als extrem liberal und von den anderen als zu stark staatswirtschaftlich kritisiert wird. Wie weit er selber ideologische Klarheit hat, sei dahingestellt. Man hat den Eindruck, dass sein Pragmatismus und sein politischer Opportunismus so stark überwiegt, dass er die Grundkonzepte einer „sozialen“ Marktwirtschaft (wie sie Ludwig Erhard seinerzeit definierte) zunehmend bei Seite lässt.

			Die explosiv gestiegene Beamtenzahl

			Der Staat beschäftigte bis 2003 insgesamt, also Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden, Staatsunternehmen und autonome Ämter, 2,4 Mio. Menschen. Im Dezember 2015 waren es 3,6 Mio. Ein Teil der Zunahme beruht auf den neuen Staatsunternehmen und ein weiterer auf dem steigenden Bedarf an Polizisten und bestimmten Berufen, wie eventuell Krankenschwestern. Aber der weitaus grösste Teil sind Bürokraten, die allgemein unnötig sind, und in den meisten Fällen kaum etwas oder gar nichts leisten. Der Staat hatte schon 2003 zu viele Beamte, was besonders krass bei Provinzen und Gemeinden in Erscheinung trat. Unter der Militärregierung hatten die Provinzen, einschliesslich der Bundeshauptstadt, etwa halb so viele Beamte wie 2003.

			Die Macri-Regierung hat nur diejenigen Beamten entlassen, die vertraglich verpflichtet waren, deren Verträge abgelaufen waren, und auch solche, die noch nicht fest angestellt waren. Es waren, einschliesslich Provinzen, Gemeinden und Staatsunternehmen keine 20.000. Aber bei den anderen Staatsangestellten, die schon Beamtenstatus haben, ist eine Entlassung nur möglich, wenn ein strafbares Vergehen oder ein Verbrechen besteht. Es bedarf eines Sondergesetzes, das Entlassungen ohne konkreten Grund erlaubt, nur weil die Beamten überflüssig sind. Das hat es schon unter Präsident Frondizi (1958-62) gegeben, der die Zahl der Angestellten des Nationalstaates von 700.000 auf 500.000 verringerte, Auch die Militärregierung hat 1976 zu einem Ausnahmegesetz dieser Art gegriffen, jedoch nur wenige Beamte abgebaut. Doch so etwas würde der Kongress heute bestimmt nicht verabschieden. 

			Die aufgeblähte Staatsstruktur

			Die Kirchners haben auch die formelle Staatsstruktur in grotesker Weise aufgebläht, mit einer Unmenge unnötiger neuer Ämter, wobei Staatssekretariate in Ministerien umgewandelt wurden, was mit einer grösseren Struktur verbunden war. Man hatte von der Macri-Regierung erwartet, dass sie dies rückgängig macht und zu einer normalen Struktur zurückkehrt. Statt dessen wurde die Zahl der Ministerien von 17 auf 21 erhöht, die von Staatssekretariaten von 65 auf 80 und die der Unterstaatssekretariate von 167 auf 196. Diese Zunahme hat überhaupt keinen Sinn und schafft nur eine Verdoppelung der Funktionen, längere Amtswege für die Verwaltungsverfahren, und auch Konflikte wegen Überschneidung der Kompetenzen, was bei so vielen hohen Ämtern unvermeidlich ist. Die Hälfte der Ministerien, Staatssekretariate und Unterstaatsssekretariate dürfte bequem ausreichen, um die Staatsfunktionen zu verrichten, und zwar besser, weil dann unnötige bürokratische Wege entfallen. In jedem Fall werden die neuen Ämter mit Sekretären und einer Fülle von Beamten begleitet. 

			Das Mindeste, was im staatlichen Bereich jetzt getan werden sollte, ist eine Einfrierung der freien Stellen zu verfügen, wie es die Provinz Buenos Aires schon vollzogen hat. Dabei sinkt die Beamtenzahl jährlich um 3% bis 5%, wegen Pensionierung, Tod, Entlassung oder Rücktritt. Ebenfalls sollten Beamte umgeschult werden, z.B. bei Frauen als Krankenschwestern ausgebildet werden, die in den meisten Hospitälern fehlen. 

			Unter der Macri-Regierung wurde auch ein Modernisierungsministerium geschaffen, das sich besonders mit der Rationalisierung der Staatsverwaltung befassen sollte, und auch mit der allgemeinen Einführung der Computertechnologie, die u.a. arbeitssparend ist. So würde z.B. eine volle Infomatisierung der Justiz, bei der die Anwälte per Internet Einsicht in die Akten hätten, die Arbeit in den einzelnen Gerichten erleichtern, weil die Angestellten dann nicht ununterbrochen Akten suchen und den Anwälten zur Lektüre übergeben müssten. Ähnlich ist es bei vielen anderen Ämtern. Doch bisher verlautet nichts auf diesem Gebiet, wobei man auch nicht erfährt, was der Modernisierungsminister eigentlich tut. Vorweisen kann er in acht Monaten Regierung gar nichts.

			Die Subventionen für öffentliche Dienste

			Die Subventionen für öffentliche Dienste stellen prinzipiell eine Einkommensumverteilung dar. Familien mit niedrigem Enkommen werden direkt von subventionierten Tarifen für Strom, Gas, Wasser und öffentlichen Transport begünstigt, wobei sie durch die Steuerbelastung, mit der die Subventionen gezahlt werden, kaum erfasst werden. Hingegen zahlt ein grosser Teil des Mittelstandes und der Oberschicht mehr an Steuern, als er durch Subventionen erhält. Doch wenn die Rechnung schliesslich mit Inflation aufgeht, dann zahlen auch die Ärmeren die Zeche. 

			Die Regierung will jetzt erreichen, dass die direkten Einnahmen der öffentlichen Dienste über die Tarife einen höheren Teil der Kosten decken. Das fällt ihr jedoch sehr schwer. Beim Strom würde es indessen auch mit der jetzt durch mehrere Richter verhinderten Zunahme nur etwa ein Drittel sein, und beim Gas angeblich um die zwei Drittel. Bei der U-Bahn deckt der Tarif (von $ 7,50) weniger als die Hälfte der Kosten, und bei der Eisenbahn und den Omnibussen noch viel weniger. Wenn die Tariferhöhungen schliesslich doch erfolgen, eventuell mit Korrekturen, dann nehmen die Staatsausgaben entsprechend ab, was positiv wirkt. Doch ohne Tariferhöhungen entsteht wegen der Kostenerhöhungen, die durch die Lohnerhöhungen und andere Faktoren ausgelöst wird, eine Zunahme der Subventionen, was das Problem der überhöhten Staatsquote verschärft. 

			Abgesehen von der Diskussion über die Deckung der Kosten öffentlicher Dienste über den Tarif oder über Subventionen, also Steuern, Geldschöpfung oder Verschuldung, führen niedrige Tarife zu Verzerrungen, wie ein überhöhter Strom- und Gaskonsum, der dann den Staat zwingt, Stromsperren u.dgl. einzuführen und auch mehr zu investieren. Ein sparsames Verhalten der Konsumenten, wie es Macri offen befürwortet, das ohne höhere Tarife nicht zustande kommt, gehört mit zur Lösung des kritischen Energieproblems. Die Gesellschaft scheint sich nicht voll der Tatsache bewusst zu sein, dass die bestehende Stromkapazität in den heissen Sommermonaten den normalen Konsum nicht voll deckt, und die von Gas diesen kalten Winter nur knapp ausreicht, mit Übergang von Gas auf Diesel- und Heizöl bei Kraftwerken und dank Import von sehr teuren verflüssigtem Gas per Schiff, was den Subventionsbetrag weiter erhöht. Beim städtischen Personentransport regt ein höherer Tarif die Dezentralisierung der Unternehmen an, die ihre Büros im Stadtzentrum haben, sie aber genau so gut ganz oder zumindest zum Teil in der Umgebung haben könnten. Ebenfalls fördert dies die Fernarbeit, also in der Wohnung statt im Büro, die infolge der Computertechnologie heute weitgehend möglich ist. 

			Die explosive Zunahme der Sozialausgaben

			Unter den Kirchners wurden 2,5 Mio. Menschen pensioniert, die das Pensionsalter überschritten hatten, aber die Beiträge nur um Teil oder gar nicht gezahlt hatten, so dass der Staat, in diesem Fall die ANSeS, die das System verwaltet, stärker belastet wird. Ebenfalls wurde das Kindergeld geschaffen. Die Macri-Regierung hat jetzt nicht nur verfügt, dass die Schulden an Rentner gezahlt werden, die die Kirchner-Regierungen einfach ignoriert und mit juristischen Schikanen auf die lange Bank geschoben haben, sondern auch eine Altersrente für Menschen über 65 Jahren geschaffen, die keine Beiträge geleistet haben, und jetzt 80% der Mindestrente erhalten. Dies kostet derzeit wenig, weil das System jetzt über 95% derjenigen deckt, die das Pensionsalter erreicht haben. Doch die Schuldenzahlung ist teuer und erhöht die Staatsquote. Ebenfalls hat die Macri-Regierung das Kindergeld erweitert, die auch mehr Staatsausgaben darstellen.

			Die Kirchners hatten auch die direkten sozialen Subventionen beibehalten, die 2002 wegen der tiefen Krise, unter der Regierung von Eduardo Duhalde geschaffen wurden. Dabei erhalten viele Menschen einen monatlichen Betrag, in einigen Fällen gegen eine bestimmte Arbeit und sonst ohne Gegenleistung. Die Macri-Regierung hat dies jedoch beibehalten, obwohl das ganze System revidiert werden müsste, u.a. weil es zu vielen ungerechfertigten Subventionen führt und auch die Schwarzarbeit fördert, weil die Subventionsempfänger ihre Subvention nicht verlieren wollen. Subventionen dieser Art müssen auf alle Fälle zeitlich begrenzt werden, wobei Erneuerungen die Ausnahmen sein sollten. Die Kirchners haben auch das System der sogenannten Repro-Subventionen geschaffen, bei dem Unternehmen in Krisenlagen einen Teil der Löhne vom Staat bezahlt erhalten. Auch das wurde beibehalten und jetzt sogar in weiterem Umfang beansprucht. 

			Die Kirchners haben auch hohe Mittel für sozialen Wohnungsbau aufgewendet, was im Prinzip in Ordnung ist. Denn in einer modernen Gesellschaft muss der Staat dafür sorgen, dass alle Zugang zu einer Wohnung haben, die menschenwürdig ist, was für die meisten mit ihrem normalen Arbeitseinkommen nicht möglich ist. Doch dabei wurde unter den Kirchners auch Politik betrieben und viel Geld vergeudet, u.a. durch die finanziellen Mittel, die Hebe de Bonafini und Milagro Sala für diesen Zweck vergeben wurden. Abgesehen davon, dass in beiden Fällen Geld gestohlen wurde, verstehen diese Damen und ihre Mitarbeiter nichts von Wohnungsbau, was zu hoher Vergeudung dieser knappen Mittel geführt hat. Grundsätzlich muss bei Sozialwohnungen auf die Kosten geachtet werden, wobei gelegentlich auch die Mitwirkung am Bau durch die zukünftigen Bewohner gefördert werden muss. In vielen Fällen genügt es, wenn Baumaterialien zur Verfügung gestellt werden und technischer Beistand bereitgestellt wird, was ein Bruchteil einer fertigen Wohnung kostet. Die Kirchners hatten hier kein Gesamtkonzept und haben somit nur einen Bruchteil der soziale Wohnungen bereitgestellt, als es mit dem gleichen Geld möglich gewesen wäre. Macri und seine dafür zuständigen Minister haben sich bisher zu diesem Thema nicht geäussert und hingegen Wohnungspläne in der bisherigen Form angekündigt. Gibt es in der Regierung niemand, der über die Wohnungsproblematik Bescheid weiss?

			Schlussfolgerungen

			Hohe Sozialausgaben gehören zu einem modernen Staat. Es geht somit jetzt nicht um eine Kürzung dieser Ausgaben, sondern um einen effizienteren Einsatz der Mittel. Die Staatsausgaben müssen woanders gekürzt werden, und in diesem Sinn besteht ein weiter Spielraum, angefangen mit der Verkleinerung der bürokratischen Strukturen und der Einführung moderner Informatik auf breiter Ebene. Mit der Ausmerzung der Korruption und einigen sichtbar irrationellen Ausgaben ist es nicht getan. Die laufenden Staatsausgaben steigen somit zunächst über den Stand von 2015, und das sollte nicht sein. 

			Die Steuerlast ist für die Wirtschaft ohnehin schon erdrückend, und kann nicht erhöht werden. Die neue Regierung hat schon Exportzölle abgeschafft, bzw. verringert, und das steuerfreie Minimum angehoben, was zu einem Einnahmeverlust geführt hat. Und es wird auf diesem Gebiet noch mehr erwartet. Somit wird auch von dieser Seite das Defizit erhöht. Wenn es mit Geldschöpfung gedeckt wird, dann erhält die ohnehin schon hohe Inflation einen weiteren Impuls. Wenn das Defizit mit Auslandskrediten gedeckt wird, dann steigt die Staatsverschuldung, wobei die Gläubiger gelegentlich zurückhaltend mit Krediten sein werden. Einen abermaligen Default wollen sie bestimmt nicht riskieren. Somit sollte die Regierung schon jetzt in dieser Hinsicht vorsichtig sein, und Auslandskredite in beschränktem Umfang fordern. 

			Ein Staat, der für laufende Ausgaben zu viel ausgibt, und ausserdem noch weniger an Steuern einnimmt, kann weniger investieren. Wenn bei der beschriebenen Konstellation jetzt noch zahlreiche Staatsinvestitionen in Gang gesetzt werden, wie sie am laufenden Band angekündigt werden, dann kommt es zu einer explosiven Lage, mit einem untragbar hohen Defizit der Staatsfinanzen, die in einer grossen Unordnung und eventuell in Hyperinflation mündet. 

			In diesem Sinn ist es positiv, dass die Regierung jetzt ein Gesetzesprojekt im Kongress eingebracht hat, das eine private Mitwikung an Staatsinvestitionen erlaubt. Das löst das Problem jedoch nur in wenigen Fällen. Es ist grundsätzlich bitter notwendig, die einzelnen Objekte eingehend zu studieren, die Durchführung genau zu planen, strenge Prioritäten festzusetzen und nicht mehr Objekte als finanziell möglich einzuleiten. Die Mittel sind sehr knapp und müssen effizient eingesetzt werden. Indessen gewinnt man den Eindruck, dass Macri und die für dies zuständigen hohen Beamten das Problem nicht begriffen haben. Es werden ständig Staatsinvestitonen angekündigt, von denen die meisten keine Priorität haben, und andere, wie die unlängst von Macri angekündigte Weiterführung des Kohlenbergwerkes und des Kraftwerkes von Rio Turbio heller Wahnsinn sind. Schlimm!

		

	